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Gesuch um Genehmigung einer Änderung des Betriebsregtements
BR 2014 Teilgenehmigung



reichen wir namens und mit Vollmacht des Einsprechers

Schlussbemerkungen im Einspracheverfahren

ein gegen die
Änderung des Belriebsreglements

(BBl 2014 7897 f,, Teilgenehmigung)

unter Aufrechterhaltung der in der Einsprache vom 18. November 2Ol4 gestellten

Rechtsbegehren:

1. Es sei die beantragte Genehmigung einer Änderung des Be-
triebsreglements zu verweigern und die Einsprachegegnerin
dazu zu verpflichten, das Betriebsreglement im Sinne der
nachstehenden Anträge ziff , 5.1. umfassend zu überarbeiten
und anschliessend ein erneutes Gesuch um Genehmigung zu
stellen.

2. Eventualiter seien die erforderlichen Änderungen gemäss den
Anträgen Ziff .5.1. ff. von Amtes wegen durch das BAZL in
das neue Betriebsreglement einzufügen und dieses in der ge-
änderten Form zu genehmigen.

3. Subeventualiter seien allfällige Anträge gemäss Ziff . 5.L.ff.,
die nach Auffassung des BAZL nicht im vorliegenden verfah-
ren zu behandeln sind, an die zuständigen Behörden zur wei-
teren Behandlung und antragsgemässen Erledigung weiterzu-
leiten.

4. Akzessorische Anfechtung des Objektblattes des SIL

4.L. Die im Objektblatt festgelegten Umhüllenden für die
Abgrenzungslinie (AGL) seien aufzuheben.

4.2. Eventualiter seien sie vorläufig zu genehmigen und mit
einem Abänderungsv_orbehalt für den Zeitpunkt, in wel-
chem das UVEK die überprüfung und Änderung der Be-
lastungsgrenzwerte von Anhang 5 der LSV insbesonde-
re zu den Nacht- und Tagesrandstunden abgeschlossen
haben wird, zu versehen,

Änderungsbegehren im Einzelnen I

5.1. Es sei der Einsprachegegnerin im Betriebsreglement zu
verbieten, die durch die vorgesehenen Schnellabrollwe-
ge 28 und 34 entstehenden zusätzlich möglichen Flug-
bewegungen zur Kapazitätserhöhung in den Tagesrañd-



5.2. Es sei der Einsprachegegnerin zu verbieten, die piste 32
für Nordstarts von schweren Maschinen zu nutzen, wel-
che beim Überflugpunkt KLO DME4 35OO ft ü. M. nicht
erreichen können,

5.3. Es sei die Einsprachegegnerin zu verpflichten, die An-
und Abflugrouten sowie die Flugstreckenführung mittels
Transition Points lärmmässig so zu optimieren, dass am
Boden möglichst wenige Menschen gestört werden, Zu

5.4. Es sei die Einsprachegegnerin dazu zu verpflichten, den
Continous Descent Approach für alle Anflüge als Stan_
dardanflugverfahren zu implementieren,

5.5, Es sei der Einsprachegegnerin zu verbieten, das projekt
der Pistenverlängerungen 28 und 32 weiter zu verfol-
gen, insbesondere im Hinblick auf das Betriebsregle_
ment 2020.

5.6. Es sei die Einsprachegegnerin dazu zu verpflichten, ein
Scha I lsch utzkonzept ( i ns besonde re Fenste rsch I iess_/
-öffnungsmechanismen bzw. Schalldämmlüfter und

5.7. Die Abgrenzungslinie (AGL) sei nicht zu erweitern.
Eventualiter sei sie nicht nur gemäss den neuen Lärm_
berechnungen der EMPA zu erweitern, sondern in den_
jenigen Gebieten, wo eine Reduktion der Belärmung
unter den massgeblichen Grenzwert zu erwarten ist,
auch zu reduzieren.

5.8. Es sei die Einsprachegegnerin zu verpflichten, das aus_
stehende Lärmgebührenreglement im Sinne des Rück_
weisu n gsen tsch eids des Bu ndesverwa ltu n gsgerichts
vom 30. Oktober Z0I3 (A-769/2013 Dispositiv Ziff , 3)
umgehend zu erlassen.

5.9. Es seien die gemäss Antrag 5 zum neuen Betriebsreg_
lement verlangten Erleichterungen gegenüber dem vor_
läufigen Betriebsreglement zu verweigern.

und
Uhr

Nachstunden - d.h. zwischen 21.00 Uhr und O7.OO
- zu nutzen.



sowie folgende

zusätzl¡che Anträge zum Lärmschutz

Iinhaltliche übernahme der Anträge der FALS zum
Lärmschutz in der Stellungnahme des Amts für Verkehr
vom 24. Juli 2e17, S. 6, act. 441

5.10. Es seien neue Lärmberechnungen vorzunehmen, welche
sämtliche Flüge nach 22 Uhr in der ersten Nachtstunde
abbilden.

5.11. Das BAZL und die FZAG seien dazu zu verpflichten, die
Einhaltung der Nachtflugsperre (23 bis 06 Uhr) sicher_
zustellen. Die zweite Nachtstunde darf ausschliesslich
für echten Verspätungsabbau benutzt werden.

5.12. Das BAZL und die FZAG seien dazu zu verpflichten,
dass lediglich aus Sicherheitsgründen von FL-80 resp.
von der Minimumhöhe von 3500 Fuss bei D4 KLO (Start
von vierstrahligen Flugzeugen ab piste 32) abgewichen
wird. Das BAZL habe eine entsprechende Sicherung im
Betriebsreg lement vorzu nehmen,

finhaltliche übernahme der Anträge BAFU aus den ers_
ten beiden Stellungnahmen und der zweiten Stellung_
nahmel

5.13. vor dem Entscheid über die Teilgenehmigung BR 14 sei
zu prüfen, ob Slots für Starts nur bis 22.30 Uhr verge_
ben werden können,

5.14. Es sei ein Monitoring im Sinne eines Lärmnachweises
gemäss SIL-Objektblatt einzu richten.

5.15. Die FZAG habe zu begründen, dass der zukünftige zu_
lässige Lärm der Umhüllenden von vBR und BR2O14
entsprechen soll.

5'16. Es seien weitergehende Massnahmen im sinne der Vor-
sorge zu prüfen und umzusetzen.

Beg rü nd u ng

Ausgangslage Teilgenehmigung BR 2014

wie sich aus den Akten ergibt, hat das BA1L das Genehmigungsverfahren
für das BR 14 nicht weiterführen können, weil die Änderung der 220. DVo
durch die deutschen Behörden blockiert sei. Diese Änderung bzw. deren
Zusicherung durch das deutsche BMVI sei notwendig, damit die im Gesuch

1.



zum BR 2014 enthaltene Entflechtung des Ost- und des Südkonzepts ge-
nehmigt und später umgesetzt werden könne (Schreiben BAZL an FZAG

vom 16. Mai 2077, act, 30 [generell: Nummerierung der act. bezieht sich
in der vorliegenden Eingabe auf das Aktenverzeichnis <Flughafen Zürich -
Betriebsreg lement 2oL4, Teil geneh m ig u ng >> 36 1. 2 1 - LS zH / 00026 loooo8l ).

2' Da nicht abzusehen sei, ob und wann eine Zustimmung des BMVI erfolge,
könnte sich das Genehmigungsverfahren noch längere Zeit verzögern. Der
Bundesrat werde in den kommenden Monaten eine nächste Fassung des
Sll-Objektblatts (SIL 2) verabschieden, Um in der öffentlichen Wahrneh-
mung Verwechslungen zwischen den Inhalten von SIL 1 und BR 2014 ei-
nerseits sowie SIL 2 und dessen Umsetzung (BR 2017 und folgende) ande-
rerseits zu vermeiden, wolle man das Genehmigungsverfahren für das BR

2014 fortsetzen, bevor der SIL 2 verabschiedet werde.

2. Neue Lärmberechnung

In ihrer Antwort vom 31. Mai 2ot7 auf dieses schreiben hielt die Ein-
sprachegegnerin in der Folge fest, dass man am ursprünglichen Konzept
des BR 2014 festhalte, Eine Teilgenehmigung des Betriebsreglements 2014
wird von der FZAG zurückgewiesen, Die angepasste Lärmberechnung wur-
de am 13' Juni 2017 publiziert, diese wurde von verschiedener Seite kriti-
siert. Da die Einsprachegegnerin einerseits mit einer Teilgenehmigung nicht
einverstanden ist und auch von deutscher Seite weiterhin Widerstand sig-
nalisiert wird (vgl, schreiben der Gemeinde D-Hohentengen vom 3. Juli
20L7, act. 40; schreiben Bundestagsabgeordneter Thomas Dörflinger und
Mitglied des Landtags Baden-württemberg Felix schreiner vom 11. Juli
20L7), sich andererseits aus den neu aufgelegten Lärmkarten bei einer
Teilgenehmigung keine relevant geringeren Auswirkungen auf das Gebiet
der Verbandsgemeinden des Einsprechers ergeben, erfolgte dazu keine se-
parate Eingabe, da die ursprünglich gestellten Anträge weiterhin Geltung
haben.

3. Aufrechterhaltung der Kritik

Auch aus den neu ergangen Akten wird ersichtlich, dass die kritische Hal-
tung des Einsprechers, wie sie in den ursprünglichen Anträgen zum Aus-



druck kommt, weiterhin berechtigt ist. Hinzu kommt, dass die Teilgeneh-
migung ungenügend dokumentiert ist, inhaltliche Mängel aufweist und die
Akteneinsicht erschwert wurde, vergleiche dazu auch die entsprechenden

Aussagen in der stellungnahme des Aargauer Landammans vom 6. Juli

2Qt7 (Act. 4L). zu Recht wird kritisiert, dass der angepasste Reglements-
text nirgends publiziert wurde.

4. Akteneinsicht und Fristen

In diesem Zusammenhang sei auch kritisch hervorgehoben, dass dem Ein-
sprecher die Einsicht in die einzelnen Einsprachen verweigert bzw. unzu-
mutbar erschwert wurde. Der Eínsprachegegnerin wurden die Akten hinge-
gen vollständig und offensichtlich teilweise elektronisch zugestellt, Im
Schreiben vom 4. Dezember 2015 (act. 29) wird ausdrücklich festgehalten:
<<Die eingegangenen Einsprachen haben wir Ihnen in elektronischer Form
überlassen.>>. Im Schreiben vom 5. März 2018 an die Unterzeichner wurde
die vereinfachte Einsicht trotz entsprechendem Gesuch verweigert. Ebenso

wurde die verlangte Fristerstreckung nur reduziert gewährt und es wurde
auf den Rechtsweg verwiesen.

Bemerkenswert ist auch die Aussage, dass man beim BAZL - bei allem
Verständ n is fü r d ie g rossen orga n isatorischen Herausforderu n gen solcher
Verfahren - die Einsprachen der Betroffenen wohl nicht sehr ernst nimmt
(Hervorhebung beigefügt) :

<<Bei der grossen Mehrzahl dieser Einsprachen handelte es sich
um vorbereitete Musterdokumente, die zumeist im Internet zur
Verfügung gestellt wurden. Da wir in solchen Fällen unsere Ver-
fügungen in einem amtlichen Organ pubtizieren dürfen, müssen
wir keine individuelle Korrespondenz mit den Einsprechenden
führen. Daher hatten wîr keinen Anlass, sämttÍche Einspra-
chen in eine Liste aufzunehmen.>>

Inhaltliches

Inhaltlích stellt sich die Frage, warum das verfahren in dieser Form über-
haupt noch weitergeführt wird. Mit der <<Teilgenehmigung>> wird niemand
glücklich und es ist Widerstand von verschiedener Seite zu erwarten, ins-
besondere auch von den deutschen Gegenspielern der FZAG und des BAZL,

6.

5.



8. Zunächst ist festzuhalten, dass der Einsprecher seine ursprüngliche Kritik
bzw. die Anträge und die Begründung gemäss der Eingabe vom 1g. No-

vember 2014 nach wie vor aufrecht hält. Die zusätzlich gestellten Rechts-

begehren 5.10 - 5.16 wurden im Verlaufe des Verfahrens vom Einsprecher
selbst bzw. vom AFU und/oder BAFU gestellt. Diesen Anträgen schliesst
sich der Einsprecher an und beschränkt sich auf eine summarische eigene
Begründung und einen generellen verweis auf die Ausführungen der er-
wähnten Ämter.

Das Gesuch um Teilgenehmigung ist faktisch ein neues Gesuch, dessen

Text bisher nicht publiziert wurde und das nicht einmal die Gesuchstellerin
wirklich will, wie sie in ihren stellungnahmen klar zum Ausdruck bringt.

Hinsichtlich der Lärmimmissionen ändert sich wenig und nichts zum Guten,
Die Situation verschlechtert sich für die Mitglieder des Einsprechers eher
noch. Die Rechtslage seit dem ursprünglichen Gesuch hat sich geändert

und es ist viel Zeit ins Land gezogen. Wie die Baudirektion Zürich in ihrer
stellungnahme vom 24. Juli 2oL7 (act. 44) zutreffend festhält, sind seit
dem ursprünglichen Plangenehmigungsgesuch zum Betriebsreglement
2014 mehr als dreieinhalb Jahre vergangen, Seither wurde das vorläufige
Betriebsreg lement 20 1 2 rechtskräftig, das scha I lsch utzprog ra m m 20 1 5

wurde öffentlich aufgelegt und es liegt ein neuer Sachplan Infrastruktur
Luftfahrt (sIL lb, 18. september 2015) vor. Nur die Genehmigung von sIL
2 ist noch ausstehend (vgl, dazu die Anträge und Begründungen des Ein-
sprechers vom 4. November 2016).

Wie dem auch sei, der Einsprecher hält an seiner ursprünglichen Kritik und

den Anträgen grundsätzlich fest.

Er schliesst sich sodann der grundsätzlichen Kritik an der Lärmberechnung
an, wie sie auch von der FALS geäussert wird. Ebenfalls kann die Aufwei-
chung der FL-80-Regelung nicht akzeptiert werden, da sie eine Verschlech-
terung der Sicherheitssituation und der Lärmbelastung im Verbandsgebiet
bedeutet. Auch die vom BAFU geforderten Verschärfungen beim Lärm-
schutz gestützt auf Art. 8 LSV, Art, 11 Abs. 3 usG, es sei zu prüfen, ob
slots für starts nur bis 22.30 IJhr vergeben werden können und die zuge-
hörige Begründung des BAZL werden seitens des Einsprechers unterstützt.

Die Kritik der Amtsstellen, insbesondere des BAFU (schreiben vom 17.
März2oL5 act. 25 sowie die <überarbeitete Fassung>> vom 21. April 2015

9.

10

11.

12.

13.



act. 27, stellungnahme vom 9, oktober 2oL7, act, 49) teilt der Einsprecher
ebenfalls.

wie das BAFU zutreffend ausführt, ist das projekt <<Neues Betriebsregle-
ment 2014 (BR)" als wesenfliche Anderung der Anlage einzuordnen. <<Ge-

mäss Art. I LSV sind die Immissionsgrenzwerte (IGW) einzuhalten, und es
sind Massnahmen gegen Lärm im Sinne der Vorsorge zu ergreifen. Können
die IGW nicht eingehalten werden, müssen gemäss Art. 10 LSV bei den be-
troffenen Liegenschaften Schallschutzmassnah men a usgefü h rt werden. Zu -
treffenderweise verlangt(e) das BAFU deshalb, dass weitere Massnahmen
im sinne der Vorsorge (analog zu den Rechtsbegehren 5.4 (cDA) und 5.g
(Lärmgebühren) des Einsprechers) zu ergreifen sind.

Nicht einverstanden ist der Einsprecher jedoch mit der Auffassung des
BAFU, dass die früher gestellten Anträge des Amtes erledigt seien. sowohl
in sachen Vorsorgeprinzip als auch bei den verschärfungen sah das BAFU
in seinen stellungnahmen aus dem Jahr 2015 noch grossen Handlungsbe_
darf' Diese Themen sind nicht erledigt. Bemerkenswerterweise wird im-
merhin nach wie vor verlangt, dass zu prüfen sei, ob Slots für starts nur
bis 22.30 uhr vergeben werden könnten. Dem schliesst sich der Einspre-
cher an.

Abschliessend festzuhalten ist somit, dass der Einsprecher an seinen recht-
zeitig geltend gemachten Anträgen festhält und diese mit den Rechtsbe-
gehren 5.10 - 5.16 ergänzt,

14.

15.

16.

Aus all den vorerwähnten Gründen ersuchen wir abschliessend
gestel lten Rechtsbegeh ren.

Mit freu ndlichen Grüssen

Im Doopel

um Gutheissung der

n Strütt


